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Arnilicker Teil .
Erkaltung von abhanden gekommenem

Deeresgutr
** Bei der Zweigstelle Baden der Reichsver¬

wertungsamtes (Karlsruhe , Stefanienstr . 51) ist eine
Abteilung für Wiedererfassung von abhanden gekom¬
menem Militärgut eorichtet ( Abteilung Erfas¬
sung ) . Die Wiedererfassung der Militärgüter erfolgt auf
breitester Grundlage unter Mitwirkung der Bevölkerung ,
aller Polizeiorgane des Landes und duqch eigene Beamte der
Zweigstelle . Die Unterstützung dieser Tätigkeit liegt im Inter¬
esse der gesamten Bevölkerung , da dem Volk durch die in die
Millionen gehenden Veruntreuungen von Heeresgut aller Art
(Pferde , Lebensrnittel , Webstoffe , Uniformen , Schuhe , Leder¬
zeug , Waffen , Kqaft - und sonstige Wagen usw .) ungeheure
Schaden entstehen .

Wer nach dem 31 . Oktober 1818 Eigentum , Besitz oder Ge -
-wahrsam an Militärgut erlangt hat , ist dem Reichsschatzmini -
stcrium auf Anforderung der Zweigstelle zur Auskunft ver¬
pflichtet . Verletzungen dieser Auskunftspflicht können mit
Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geld -
strafe bis zu hunderttausend Mavk bestraft wer¬
ben . Die öffentliche Aufforderung zur Erteilung von Aus¬
künften ist dieser Tage ergangen .

Wer zur Wiederbeschaffung von abhanden gekommenem
Militärgut beiträgt , kann ; e nach dem Wert des wiedererlang -
len Gutes Belohnungen bis zu 20000 - Mkvk und
mehr erhalten .

Anzeigen und Zuschriften wegen abhanden gekommenen
Militärgütern und wegen Belohnungen werden vom Reichs -
vevwertungsamt , Zweigstelle Baden , Abteilung Erfas¬
sung , Karlsruhe , Stefanienstratze 51, entgegengenommen .

Die Vereinigten Staaten und
Deuttckland .

* Aus Berlin wird uns von unserem handelspolitischen
Ar . L .-Mitarbeiter geschrieben :

Wenn es während des Kriegs nicht an Leuten gefehlt hat ,
die die politische Haltung der Vereinigten Staaten falsch ein¬
geschätzt haben , so nimmt das nicht weiter wunder . Dagegen
mutzte es einigermatzen überraschen , als selbst während der

Friedensverhandlungen Stimmen in Deutschland laut wur¬
den , die noch immer an alten Ansichten, . festhielten und sich
idem Glauben Hingaben , Wilson werde alles daran setzen, seine
14 Punkte zugunsten Deutschlands durchzusetzen , und sollte eS
darüber zum offenen Konflikt mit England und Frankreich
kommen . Einige Zeitungstelegramme verbreiteten in der
Folge auch wirklich dahinlautende Meldungen , die jedoch den
fehler hatten , daß sie durch die Tatsachen stets dementiert

wurden . Der Deutsche kann sich eben noch immer nicht
daran gewöhnen , datz unsere Zeit durchaus der Realpolitik
zugewandt ist und Ideale , Grundsätze und Lehren nur soweit
befolgt , als dies den Interessen der handelnden Staaten ent¬
spricht . Präsident Wilson treibt M>en amerikanische Politik ,
und wenn sie auf der Grundlage seiner Ideen sich nicht fort -

führen lietz, suchte er eine Mittellinie zwischen seinen An¬
schauungen und denen seiner Verbündeten . Daher waren die
Depeschen über ernste Konflikte zwischen chm und Clemenceau
und Lloyd George auch stets irreführend ; weil eben alle Ge -
gensätze , die ja gewitz nicht in Abrede gestellt werden sollen ,
sich doch schlietzlich immer wieder auf der mittleren Linie aus -
gleichen lietzen . Selbst kürzlich noch lietzen manche deutsche
Zeitungen sich melden , der Senat in Washington werde den
Kriedensvertrag nicht annehmen , sondern verlangen , datz er
den 14 Punkten des Präsidenten Wilson angepatzt werde . Eine
trügerische Hoffnung , denn daran dachten drüben höchstens
einige Heitzsporne und Gegner Wilsons , aber kein Politiker ;
denn diese treiben nur amerikanische Politik und lehnen
es entschieden ab, deutsche Interessen zu den ihren zu machen ,
und das um so weniger , wo sie sonst Gefahr laufen würden ,
mit ihren Verbündeten und Freunden in Konflikt zu geraten .
Wenn die Kenntnis amerikanischer Anschauungen durch diese
Enttäuschung vertieft würde , könnte das unS nur zum Vor¬
teil ausschlagen .

Eine Wendung « der Haltung der Vereinigten Staaten —
darauf mutz stets hingewiesen werden — wäre nur dann zu
erwarten gewesen , wenn eine der großen Parteien aus Geg¬
nerschaft gegen Wilson die Durchführung seiner 14 Punkte ,
oder die Erzielung milderer Friedensbedingungen für Deutsch¬
land auf ihr Programm gesetzt hätte . Doch dazu bestand
nirgends Neigung . So dürfte denn der Friedensvertrag im
Senat eine ruhigere Annahme finden , als man bisher in
Deutschland erwartetes

Da nun aber zwischen Deutschland und den Vereinigten
Staaten der Handlesverkehr wieder ausgenommen worden ist,
dürft « sich vielleicht die Erörterung einiger wirtschaftlichen
Kragen empfehlen , die im Interesse eines Näherkommens

»
früher oder später doch besprochen werden müssen . Die Ver¬
einigten Staaten haben alles deutsche Eigentum , dessen sie
habhaft werden konnten , Geschäftsanteile , Lizenzen , Patente ,
Versicherungspolizen , Grund - und Hausbesitz und Copyrights
beschlagnahmt und zum größten Teile verkauft . Der Wert
dieses deutschen Besitzes wird auf Grund zuverlässiger
Schätzungen aus mehr denn drei Milliarden M . geschätzt, und
es sind vielfach Klagen laut geworden , daß deutsche Werte
zu minimalen Preisen verkauft worden seien . Hierbei wer¬
den namentlich gegen den «Verwalter des feindlichen Eigen¬
tums "

, Palmer , Vorwürfe laut , die ihn und seinen Gehilfen
Francis Garvan bedenklicher Manipulationen bezichtigen . So¬
weit sie sich als zutreffend erweisen sollten , wird sich ja die
amerikanische Volksvertretung mit ihnen noch zu befassen
habest ; immerhin kann schon jetzt konstatiert werden , datz der
Senat Palmer eines höheren Postens , der ihm vom Präsiden¬
ten zugödacht war , nicht für würdig erachtet hat . Auch Gar -
vans «plötzlicher "

Reichtum bedarf noch des Nachweises seiner
Rechtmätzigkeit .

Doch diese Angelegenheiten gehen die Amerikaner an ; da¬
gegen liegt uns sehr daran , datz der Verbreitung unzutreffen¬
der Meinungen Wer die Behandlung des amerikanischen Be¬
sitzes in Deutschland entgegengetreten wird . Auf deutscher
Seite ist jedenfalls amerikanischer Besitz erst beschlagnahmt
worden , als die Vereinigten Staaten vorangegangen . Sie
haben schon am 6 . April 1817 Zahlungen an ' Deutsche ver¬
boten , während das entsprechende deutsche Gegenverbot erst
am 18. August des gleichen Jahres erfolgte ; am 5. ^Oktober
1318 befreiten die Amerikaner alle Staatsangehöriger » von
jeder Leistung an Deutsche , indes das betreffende deutsche Ver¬
bot erst am 31. Dezember erlassen wurde . Auch der Erfolg
und die Auswirkung der Beschlagnahme feindlichen Eigentums
war auf beiden Schien grundverschieden ; denn während die
Amerikaner allen deutschen Besitz verkauften , hat Deutschland
die Liquidierung nicht durchgeführt , sondern kann den Ameri¬
kanern ihr Eigentum nunmehr wieder zur Verfügung stellen .
Es wäre zu wünschen , datz dieser grundlegende Unterschied
drüben recht deutlich zum Bewußtsein käme , dann wäre schon
eine günstige Vorbedingung mehr für ein Zusammenarbeiten
auf wirtschaftlichem Gebiete geschaffen . Denn wenn auch zu¬
nächst noch einige Kriegsbestimmungen zu beseitigen sind , daß
auf beiden Seiten der ernsthafte Wunsch und Wille besteht ,
den HandelsvGkehr , wie er bis 1814 bestanden , wiederaufzu ,
nehmen , daran können auch die ärgerlichen Kommentare der
britischen Presse nichts ändern .

In den Bereinigten Staaten handelt es sich jetzt darum ,
wie man den Handel mit dem verarmten Europa finanzieren
soll, um selbst keinen Schaden zu erleiden . ES haben sich
Gruppen von Interessenten aus den Kreisen des Handels , der
Industrie und der Finanz zusammengetan , um diese schwie¬
rige Aufgabe in die Hand zu nehmen ; man erachtet das Risiko
aber für si, groß , datz man die Regierung mit in den Kreis
der Interessenten ziehen will , auf datz sie eine Art Bürg¬
schaft Wernehme . Die Dinge sind noch im Fluß , weshalb eS
sich empfiehlt , die endgültigen Beschlüsse abzuwarten , ehe von
deutscher Seite ein Urteil über die angebotene Hilfe abgegeben
wird .

Streiks und Arbeiterinterellen .
* Im «Neuen Mannheimer Volksblatt "

behaWelt Gewerk -
schaftssekretär Ehrhardt , M . d. N . das aktuelle Thema «Streiks
und Arbeiterinteressen " in interessanten Darlegungen , denen
wir folgendes entnähmen :

»Es hat keinen Zweck, darüber Betrachtungen anzustellen ,
welchen Schaden die Streiks allgemein anrichten , ich mochte die
Frage so stellen : Welche« Schade « erleidet die Arbeiterschaft
durch Arbeitseinstellungen ? Jeder Arbeiter weitz, daß sie zu¬
nächst den Verlust des Lohnes für die Tage , wo er nicht ar¬
beitet , für ihn bedeuten . Wir haben das auch schon vor dem
Krieg gewußt und trotzdem diesen Verlust ertragen in der
Hoffnung , eine dauernde Besserung der Lohn - und Arbeits¬
bedingungen zu erreichen . Damit kommen wir zu der grund¬
sätzlichen Frage , ob Streiks überhaupt wünschenswert sind .
Diese Frage kann man dahin beantworten , daß Streiks an sicheine schädliche Wirkung auSWen . Aber warum haben wir
uns trotzdem für den Streik entscheiden müssen ? Wir mutz¬ten dies tun , weil uns kein anderes Mittel zur Verfügung
stand . Geltendes Recht war , datz die Regelung der Lohn - und
Arbeitsbedingungen Gegenstand freier Vereinbarung sei . Der
einzelne Arbeiter war außerstande , von diesem ihm zugestan -
^ nen Recht Gebrauch zu machen . Er mutzte sich einfach der
Konjunktur , der Konkurrenz seiner Kollegen und dem Willen
fernes Unternehmers fügen . Einfluß auf die Regelung der
Lohn - und Arbeitsbedingungen hatte der einzelne Arbeiter
nicht . Um Einfluß zu gewinnen , haben sich die Arbeiter ge¬
werkschaftliche Organisationen geschaffen . Lehnten die Unter¬
nehmer Verhandlungen überhaupt ab , so blieb gar keine andere
Möglichkeit , als durch eine Niederlegung der Arbeit Verhand¬
lungen zu erzwingen . Wurde nicht das geringste Zugeständ¬nis gemacht , dann blieb auch kein anderes Mittel übrig . Ohne
Frage waren auch die früheren Streiks eine Schädigung volks¬
wirtschaftlicher Interessen . Wer unsere Volkswirtschaft

konnte sie ertragen , moralisch konnten wir uns rechtfertigen ,
denn auch für die Arbeiterschaft besteht das Recht, sich gegen
Ungerechtigkeiten zu wehren . Daß es keiî idealer Zustand
war , weiß jeder Arbeiter , der längere Zeit organisiert war .
Läßt sich die Möglichkeit schaffen , datz dem Arbeiter und An -
gestellten sein Recht wird , ohne zu dem Kampfmittel der Ar -
beitseinstellung zu Keifen , so ist ein rechtlicher Zustand dem
Kampf zweifellos vorzuziehen . Es ist also sicher erwünscht ,
datz in der Zukunft durch .Schaffung von Tarifverträgen , Der -
handlungszwang , Schlichtungsstellen , Schiedsgerichten usw . die
Kämpfe möglichst beseitigt werden . Bei - er Betrachtung der
Vergangenheit mutz man auch anerkennen , daß es erst einer
Entwicklung bedurfte , um friedlicher Verständigung den Weg
zu ebnen . Wie immer im Leben , lange Kampfe führen schließ¬
lich zu einer Verständigung . Persönlich möchte ich glauben , datz
die Zeitepoche wilder Kämpfe hinter uns liegt . Wir befinden
uns nicht in einem llbergangsstadium , aber trotzdem wrrv ors
Not zwingen , die Kämpfe möglichst auszuschalten oder auf ein
Minimum zu beschränken .

Warum hat jede Arbeitseinstellung nachteilige Folgen ?
Will man die Frage beantworten , so muß Man sich über Wirt -
schaftliche Taffachen klar sein . Unser gesamtes Einkommen ist
abhängig von de » Erträgen der eigene « Arbeit »der was wir
im Anslande dafür eintanfchen können . Von Forderungen »die eine Volkswirtschaft durch Kapitalanlagen an andere hat ,von Leistungen , die für andere Völker gemacht werden , von
Einnahmen , die ein Land durch Fremde macht, (Badeorte ,
Naturschönheiten , wie sie die SGveiz und Italien aufweisen )
erhält . Für uns kommt heute nur die eigene Arbeitsleistung
zur Schaffung von Einkommen in Frage . Unsere Kapital ^
«« lagen haben die Feinde geraubt , und außerdem sind wir
noch durch die Kriegslasten schwer verschuldet . Was wir also
durch Arbeit nicht Herstellen , das fehlt « ns an Gebrauchssegen ,
ständen aller Art . Gehen uns in Deutschland durch Streiks »
zwanzig Millionen Arbeitstage verloren , so bedeutet das eine «
schweren Verlust . Rechnet man den Arbeitstag mit 15 M . Aus -
fall , so verlieren wir 300 Millionen Mark . Stellen sich di«
Streiktage auf 200 Millionen Arbeitstage , fo ist aLdin eir»
Lohnausfall von mindestens 3 Milliarden Mark vorhanden .
Unmöglich ist es nicht , datz wir diese Ziffer erreichen . I »
Wirklichkeit ist der Verlust bei dieser Annahme acch viel grö¬
ßer . In der Regel verderben Waren durch Streiks , das Kapt -
tal wird nicht verzinst , denn weuudie Fabriken stillstchen , so
verzinsen sich die Gebäude , Maschinen , Warenlagern ufw . nicht .Mit dem Lohnausfall ist die Sache ja nun aber nicht erledigt ,uns fehlen auch alle die Dinge , die während dieser Zeit her -
gestellt worden wären . Bei ' unserer Warenknappheit bedeutet
das nichts andrreS , als datz die Presse dadurch i« die Höhe
getrieben werden . Wenn aber auch wirtlich eine Lohnerhöhungeintritt , denn Papierscheine können ja noch immer hergestellt
werden , so ist damit für die Gesamtheit doch kein Vorteil ver -
bunden . Die Waren fehlen uns , die Papirrscheine treibe « die
Preise in die Höhe , denn da die Waren fehlen , die Nachftage
nach Waren aber steigt , weil ja mehr Geld in Händen ist, so
mutz eine Erhöhung der Presse die unanSbleibliche Folge sein .
Die Beweisführung ist meiner Überzeugung nach « « bedingst
zwingend . Schieber und Schleichhändler haben umso mehr
Gelegenheit , ihre wucherischen Geschäfte zu betreiben , je wem -
ger Warenvorräte vorhanden sind .

Sehen wir uns aber die Streiks der Gegenwart noch etwa »
näher an . Bei den verschiedenen Verkehrsstreiks sind Lebens¬
mittel in den Waggons verdorben , und viel Vieh ist umge¬
kommen . Vielen kleinen Kindern fehlte die Milch, da die Zufuhr
ja durch die Streiks unterbunden wurde . So verschärfe « wir
unsere Lebensmittelknappheit «och dnrch eigene Schuld . Wie -
liegen die Verhältnisse bei den Landarbeitrrstreiks ? Gewitz
können die Landarbeiter nicht für alle Zeit die «Knechte" der
Gesamtheit sein , sie müssen den Verhältnissen entsprechend be¬
zahlt werden . Auch ist es Pflicht der Großgrundbesitzer , ihre
Organisationen anzuerkennen . Natürlich steige« aber auch
damit die Lebensmittelpreise , und wenn durch Arbeitseinstel¬
lung die Ernteiderdivbt , so ist das nicht mehr gutzumachen ,
wir sind dann ärmer gewordeu an Lebensmittel «. Arbeit ,
Dünger und Saatkorn eines Jahres ist verloren gegangen .
Das mutz man sich einmal klarmachen , um die Streiks richtig
zu würdigen . Zweifellos wird es auch heute noch Streik »
geben , wo die Arbeiter im Recht sind, aber die politischen
Streiks und die damit verbundene « Putsche « nt» rin Verbrechen
an der Gesamtheit . Ich hoffe , die Stunde wird nicht mehr
fern sein , wo die Arbeiterschaft selbst sich gkge« eine derartige
Ruinierung ihre LrbenSinteressen zur Wehr setzen wird . Eiyp
Forderung mutz in der Gegenwart mit allem Nachdruck HK-
vorgehobeu werde « : Die Arbeiterschaft muß ihre » gewerk¬
schaftlichen Führer » Vertrauen entgegen bringen . Radikale
Schreier ohne Erfahrung und Einsicht find keine Führer . Jetzt
ist die Stunde gekommen , wo die organisierten Arbeiter zu be.
wessen haben , daß sie sich der Verantwortung bewußt find .
Geschieht das nicht , dann kann eine Zeit kommen , wo ma «
mit Wehmut und Schmerz die mangelnde Einsicht der Arbeiter -
schaft bedauern wird . Noch ist es Zeit , aber auch die höchste
Zeit ! "

Deultcke Nationalversamm¬
lung.

In der gestrigen Sitzung der Nationalversammlung wurde
nach Erledigung einer , Anzahl Anfragen der Gesetzentwurf
betr . weitere Ergänzung des Besoldungsgesetze » in allen drei
Lesungen ohne Debatte angenommen .

Es folgte das Gesetz über ergänzende Maßnahmen gegen
die Kapitalabwanderung ins Ausland . Das Gesetz wurde
dem Ausschuß überwiesen .

Sodann folgte die Beratung des Gesetzes über die Soziali¬
sierung der Elektrizitätswirffchaft .

Reichsminister Mayer : Der vorliegende Gesetzentwurf , durch
den auf Grund des Sozialifierungsgesetzes die Elektrizität »»



Wirtschaft sozialisiert werden soll« bezweckt 1. die Schaffung
eines im Reichseigentum befindlichen ElrktrizitätS -tzöchst.
spannungsleitnngsuetzes , das sich im Laufe der Jahre ähnlich
dem deutschen Eisenbahnnetz über das ganze Reich auSbreite »
soll ; 2 . die Sicherstellung des matzgebenden Einflusses des
Reiches auf die bestehenden und noch zu errichtenden Elektri¬
zitätserzeugungsanlagen gröheren Stiles . Vor allen Dingen
sollen die jetzt schon bestehenden grotzen Elektrizitätserzeu -
gungsstätten in Mitteldeutschland, Sachsen, Süddeutschland
und Oberschlesien untereinander verbunden werden . Mit der
Durchführung des Gesetzes übernimmt das Reich monopo¬
listisch die Aufgabe des Großtransportes der elektrischen Bah¬
nen . Höchstspannungsleitungen sind fortan Reichssache . Ein
Höchstspannungsleitungsgesetz kann ztveckmätzig nur vom Reich
betrieben werden . Deshalb macht der Entwurf auch nicht vor
den bestehenden und projektierten Anlagen der Länder Halt .
Es ist zu begrüßen , daß Sie bei Würdigung der Bedeutung
der dem Reich zustehenden Aufgabe Ihre Zustimmung dazu
gegeben haben . Zur einheitlichen Elektrizitätswirtschast ge¬
hört eine Beherrschung der wichtigsten und geätzten Strom¬
erzeugungsanlagen durch die öffentliche Hand . Allerdings
erscheint es nicht möglich , ein Monopol des Reiches fcstzulegen.

Es mutz darauf Rücksicht genommen werden, datz sich jetzt
schon ein großer Teil der grotzen Elektrizitätserzeugungs¬
stätten in der Hand von Kommunen und Landern befinden.
Uns scheint es daher ausreichend, nur die kapitalistische Betei¬
ligung an solchen großen Kraftwerken in die Hand des Rei¬
ches zu legen und auf diese Weise vor allen Dingen auch
den Kommunen die wirtschaftliche Stütze zu erhalten , die sie
bisher in den Elektrizitätswerken gehabt haben . Durch den
§ 20 ist eine Erhöhung der grotzen Mittel , soweit sie nicht durch
dieses Gesetz vorgesehen sind , durch besonderes Gesetz geplant ,das spätestens bis zum 1 . Oktober 1820 vorgelegt werden soll .
Die Entschädigungssrage soll auf der Grundlage geregelt wer¬
den , daß eine Vergütung der Gestellungskosten unter Berück¬
sichtigung den Abschreibungen gewährt werden soll . Der Ge¬
setzentwurf ist auch dazu bestimmt, die Lücken in unserer
Kbhlenversorgung , mit denen nun wir einmal rechnen müssen,
nach Möglichkeit uiÄ> tunlichster Beschleunigung auszugleichen.
Dos Reich führt also mit dem Entwurf eine Bereicherung der
Gliedstaaten , nicht die Beraubung herbei . Wenn die Volks¬
vertretung sich auf den Boden der Vorlage stellt, und ihrem
Grundgedanken die Zustimmung gibt, so wird sie damit der
Welt zeigen, daß Deutschland weiterleben will und auch in
einer Zeit der tiefsten Erniedrigung die Hoffnung auf eine
bessere Zukunft und seinen Wiederaufbau nicht verloren hat .

Nächste Sitzung Samstag 2 Ahr.
Schluß 6 Uhr.

Dolititcke Neuigkeiten.
Die IKeicbsabgabenordnung.

* Der Entwurf der Reichsabgabenordnung ist der National¬
versammlung zugegangen . Die Reichsabgabenordnung soll
zusammenfassen, was die Reichssteuergesetze an gemeinsamen
Vorschriften enthalten . Darüber hinaus sollen sie vor allem
die Grundlagen schaffen , datz die Reichssteuergesetze» insbeson¬
dere die neu vorgesehenen, durchgeführt werden . Gerade
weil der Steuerbedarf in der Folge so außerordentlich schwerkein wird» ist es, um ihn erträglich zu gestalten , notwendig,
vatz alle Pflichtigen gleichmäßig in den Vorschriften des Ge¬
setzes entsprechend belastet werden . Andererseits müssen und
sollen die Rechte der Pflichtigen gesichert sein. Um das zu
erreichen, müssen die Beranlagungs - und Rechtsmittelbehiir-
den, denen die Untersuchung und Entscheidung im Steuer -
strafverfahren obliegt, überall in gleicher Weise eingerichtet
sein, und es bedatzs der einheitlichen Zusammenfassung der
gesamten Steuerbehörden und einer reichseigenen Verwaltung .

Der ungeheure Steuerbedarf des Reiches zwingt auch dazu,
die Verbrauchsabgaben abzubauen und selbst notwendige Le¬
bensmittel zu besteuern . Für die Zölle und Verbrauchsabga¬
ben sieht die Reichsverfassung bereits eine reichseigene Ver¬
waltung vor, ebenso mutz für die Reichsvermögeusverwaltung
«ine eigen« Verwaltung geschaffen weiden . Die reichseigene
Verwaltung soll sich auf den bereits bestehenden, zum Teil
vortrefflichen Organisationen der einzelnen Gliedstaaten auf¬
bauen . Dabei wird den obersten Laüdesbehöuden ein wesent¬
licher Einfluß auf die Finanzverwaltung , insbesondere auch
aus die Besetzung der Ämter, eingeräumt werden . Der Ent¬
wurf stützt für die reichseigene Steuerverwaltuna folgende
Gliederung vor :

1. Reichssinanzministerium ,
2. Landesfinanzämter , deren Bezirke tunlichst den Ländern

oder größeren Verwaltungsbezirken der Länder entsprechen
sollen,

8. Finanzämter und Hilfsstellen der Finanzämter !.
Die »berste Leitung steht danach dem Reichsfinanzmini¬

sterium zu. Oberste Spruchbehörde in Steuersachen ist der
Reichsfinanzhof. Soviel über die reichseigene Verwaltung .

Auch die sonstigen Bestimmungen des Entwurfes verfolgen
das Ziel einer gleichmäßigen und restlosen Ausschöpfung dev
pem Reiche erschlossenen öder noch zu erschließenden Steuer¬
quellen. ^
Der Entwurf eines Vetriebsrätegeletzes .

* Das Reichsministerium hat in seiner Sitzung vom
7 . August dem Entwurf eines Betriebsratsgesetzes seine Zu¬
stimmung erteilt . - Diesen geht nun dem *Staatenausschuß zur
verfassungsmäßigen Beschlußfassung zu und wird sodann sofort
der Natiousüzersammlung vorgelegt werden.

Lrzberger und Focb. «
* Von amtlicher Seite wird , dem W.T .B . zufolge, mitge-

teilt : Die »Tägliche Rundschau", Nr . 379 vom 8. August, Abend¬
ausgabe , veröffentlicht unter dem Titel : » Ein interessantes Do¬
kument" an der Spitze des Blattes «inen Brief Erzbergers an
Marschall Foch, in dem der Minister den Marschall um Freilas¬
sung eines Kriegsgefangenen bittet. Es handelt sich wirklich um
ein interessantes Dokument, wenn man folgendes bedenkt : Seit
Wochen führen die Blätter der Rechten , an der Spitze die »Täg¬
liche Rundschau"

, eine Hetze schärfster Art gegen Erzberger ,indem sie als einen ihrer Haupttrümpse die angebliche Gleich¬
gültigkeit der Regierung gegen unsere Kriegsgefangenen aus¬
spielen. Hat sich doch eine sehr ernste , mit Rocht geschätzte
Schriftstellerin , wie Marie Diers in der »Täglichen Rundschau"
vom 31 . Juli zu der ungeheuren Beschuldigung Hinreißen las¬
sen : Der Verdacht stehe auf , daß die Regierung die Kriegsge¬
fangenen gar nicht zurückhaben will, und sagt sie doch glatt
heraus , datz insbesondere Erzberger absolut nichts an dem
Schicksal der Kriegsgefangenen gelegen sei.

Nun gelangt die »Tägliche Rundschau"
, wenn auch offenbarnnc durch Entwendung oder Bortrauensbruch , in den Besitz des

Schreibens , aus dem klar hervorgeht, daß Erzberger das Schick¬
sal der Gefangenen nicht gleichgültig ist . Anstatt das zu be¬
denken und einzugestehen, macht sie Erzberger aus diesemSchreiben den Vorwurf , ja sie entstellt sogar, Erzberger habe
Fach irgendwelche politische Dankbarkeit für die Bewilligung

seiner Bitte in Aussicht gestellt , während es sich um einen Briefvon Mensch zu Mensch handelt . Nicht nur eine« solchen Pries ,sondern Dutzende persönlicher Bitten um Freilassung von
Kriegsgefangenen hat Erzberger an Foch gerichtet. Er tat das
in solchen" Fälle« , wo der amtliche Weg eine z« späte Entschei¬
dung gebracht hätte, also zum Beispiel in Fällen sauerer Er¬
krankung, oder wenn der Vater oder Muttter oder Frau aufdem Totenbett ihrem kriegsgefangenen Angehörigen zum letz-
tenmale die Hand drücken wollten. Aber abgesehen von diesen
Ausnahmefällen ist Erzberger unermüdlich für die grundsätz¬
liche Freilassung aller Kriegsgefangene « eiugetreten, seitdem erin Compiegne zum erftemnale mit Foch verhandelte . Sein
Briefwechsel vom Januar 1919 mit Foch über die Freilassungder Kriegsgefangenen während der Verhandlung über die Ver¬
längerung des Waffenstillstandes in Trier wurde veröffent¬
licht ; er ist im Grachbuch der Waffenstillstandskommission ab¬
gedruckt . Seither ließ der Minister keine Gelegenheit vorüber ,
gehen, um Foch, sei es direkt in Trier oder Spaa , sei es durch
die Vermittlung des französischen Generals Dupont in Berlin ,fast täglich an das Schicksal der Kriegsgefangenen zu erin¬
nern . Es ist dem Minister so schmerzlich wie nur irgend einem
Deutschen, daß die Freilassung der Gefangenen nicht schon beim
Abschluß des Waffenstillstandes durchgesetzt werden konnte. Wiebekannt , ist der Rücktransport unserer Kriegsgefangenen in
voller organisatorischer Durchführung oder Vorbereitung . Der
»Täglichen Rundschau" sind alle diese Tatsachen bekannt.

Demokratitierung der Litenbabn -
verwaltung .

» Der preußische Eisenbahnminister hat in dem Wunsch,die Niöglichkeit des Aufstieges in höhere Stellen für mittlere
Beamten zu vermehren , kürzlich in einem Erlaß erklärt , daßbei der Anstellung als Mitglieder einer Eisenbahndirektion ,für die gemäß der Verwaltungsordnung der Staatseisenbahnender Regel nach die Ablegung der höheren Staatsprüfung er .
forderlich ist, hiervon künftig in geeigneten Fällen abzusehen
sei. Den Beamten der unteren Laufbahn war schon bisher im
weiten Umfang die Möglichkeit des Aufstieges in mittlere Stel¬
len gegeben. Einem vermehrten Übertritt solcher Beamten in
mittlere Stellen stehen zur Zeit noch ! die Rechte der Militäc -
anwärter entgegen. Mit dem bevorstehenden Rückgang der
Zahl der Miliäranwärter wird es möglich werden , tüchtige Be- '
amte der unteren Laufbahn noch mehr als bisher in mittlere
Stellen zu überführen . Der Minister will alsbald die erfor¬
derlichen Bestimmungen treffen , daß tüchtigen Unterbeamten
bei stufenweisem Aufrücken und der dadurch gesichertennotwen¬
digen weiteren Ausbildung die Möglichkeit der Erreichung ge.
hobener Stellen in angemessener Zeit gegeben wird . — Die
ersten Beförderungen von mittleren Beamten zu Mitgliedernvon Eisnbahndirektionen sind inzwischen bereits erfolgt .

DerAuguttinusverein kür einen rheinischen
Gliedtrant.

Eine aus allen Teilen der Rheinland « besuchte Versammlung
des AugustinuSvereins in der Bürgergesellschaft zu Köln nahm
mit großer Mehrheit eine Entschließung an , die von der terri .
torialen Neuordnung unseres Vaterlandes die Schaffung eines
organischen neuen Einheitsstaates u . gleichwertiger .u gleichbe¬
rechtigter Gliedstaaten mit möglichst weitgehender Sekbstver.
waltung erwartet werden. Die von der preußischen Regierung
vorgeschlagene kleine Erweiterung der Autonomie der Provin¬
zen jm Rahmen des bisherigen Preußens könne nicht als ge.
nügend erachtet weiden und man wolle eine zu gewährende
Autonomie nn Rahmen des Deutschen Reichss auf «nettester kul¬
tureller »tnd wirtschaftlicher Selbstverwaltung ausgedehnt wis¬
sen . In diesem Sinne fordert der Augustinusverein seine Mit¬
glieder auf , zur Verwirklichung der Bestrebungen zur Errei¬
chung eines rheinischen Gliedstaates jm Rahmen des Deutschen
Reiches mitzuwirken .

Verlcksrkter Lelagerungszuttand in
Chemnitz.

* Mer Chemnitz ist am Donnerstag abend anläßlich schwerer
Ausschreitungen der Bevölkerung der verschärfte Belagerungs¬
zustand verhängt worden. Seit einigen TaKn fanden in
Chemnitz hauptsächlich wegen mangelhafter Fettversorgung
Kundgebungen statt, die am Donnerstag abend ernsten Cha¬
rakter annahmen . Trotz des Verbots hatte sich am Nachmittag
auf dem Königsplatz eine große Demonstuationsversammlung
gebildet, in dpr aushetzende Reden gehalten wurden . Die
Sicherheitswehr war der Menge gegenüber machtlos. Ein
Teil der Demonstranten begab sich zum Oberbürgermeister
und verhandelte mit diesem in ruhigen Wesse . Die Menge
entfernte sich, nachdem der Oberbürgermeister einige be¬
ruhigende Worte gesprochen hatte . Ein anderer Teil der De¬
monstranten begab sich aber zum Gerichtsgefängnis , befreite ,
da die Sicherheitswehr nicht zur Stelle war , einen dort fest -
gehaltenen kommunistischen Führer und zog mit diesem in das
Innere der Stadt . Ein Trupp der Reichswehr, der eingesetzt
Worden war , wurde von der Menge zerstreut . Das Maschinen¬
gewehr wurde ihm abgenommen. Aus der Menge wurde
gegen die Truppe eine Handgranate geworfen, wodurch zehn
Personen , darunter drei Müder , zum Teil schwer verletzt
wurden .

Die Soziattttenkonkerenz in Luzern .
* In den Kommissionsberatungen machten Vertreter der U .

S . P . den Versuch, die Internationale zu sprengen . Die
»Diktatur des Proletariats " wurde abgelehnt . Der »Vor.
tvärts " berichtet darüber :

»In der Kominisfionsberatung übek den Wiederaufbau der
Internationale machte Dr . Hilferding Ausführungen im Na¬
men der Unabhängigen Parteileitung , datz die Unabhängige
Partei nur dann der Internationale angehören könnte, wenn
in dieser kein Raum für die Mehrheitssozialisten sei .

Lonauet (Frankreich) schloß sich im großen und ganzen die¬
sen Ausführungen an . Wenn die Internationale sich nicht auf
den revolutionären Standpunkt stelle , dann würde die Mehr¬
heit der französischen Arbeiter sich ebenfalls nach Moskau
orientieren ; denn innerlich seien die DLehrheitssozialisten in
Deutschland mit den Gesinnungsgenossen Nenaudels einig .

In der Kommission für die Organisation der Internationale
machte Chrispien Ausfuhrungen nach der Richtung, sich für die
Diktatur des Proletariats auszusprechen.

Otto Wels (Berlin ) trat den Ausführungen Hilferdings ent¬
gegen und widerlegte seine Behauptungen über die Entstehung
der Revolution und über die angeblichen Verdienste der Un¬
abhängigen hierbei. Wels beschäftigte sich eingehend auch mit
den inneren Zuständen in Deutschland, die Hilferding für
schlimmer als die Rußlands bezeichnet hatte , und rechtfertigte
die staatlichen Maßnahmen in Deutschland, weil sie zur Ret¬
tung des deutschen Volkes in seiner Wirtschaft aus äußerster
Lebensgefahr notwendig seien. Er wies unter lebhaften ! Wi.
derspruch Hilferdings darauf hin , daß die Unabhängigen unter
dem Diktc^ der Kommunisten stehen und unter diesem Ein¬
fluß jetzt auch die Internationale sprengen wollen. Die sozia¬
listischen Parteien aller Länder würden bald vor die gleiche
Frage gestellt sei« wie die deutsche Mehrheit .

Auch Eduard Bernstein wandie sich gegen Hilferding . Erbetonte u. a . datz die deutsche Volkswirtschaft auf die Tätigkeitder Unternehmer noch nicht verzichten könne, datz diese Tätig *
keit aber sowohl der Ruhe , wie des Überschusses bedarf .

In der Organisationskommission wurde der Antrag Crispien»
(Erklärung für die Diktatur des Proletariats ) mit allen gege,die Stimme CrispienS abgelehnt.

Annahme des Fkiedensvertrsgs in der
belgischen Kammer.

* Die belgische Kammer, hat in namentlicher Abstimmungden Friedensvertrag mit allen Stimmen der anwesenden 1Ä
Abgeordneten genehmigt.

Meitere Neicbsmittel zur Lebensmittel¬
versorgung.

* Nach einer Meldung des „ Bcrl . Lokalanz.
" aus Dresdenwill die Reichsregierung neue große Mittel bereitstellen zum

Zwecke weiterer Verbilligung der Lebensmittel .

WadLKDe IlLeberticbt .
H Vadilcbe Mocbenrückblicke .

(Reichswehrminister Loske und die badischen Reichswehr *
truppen . — Das Wohnungselcnd. — Die Gefahren deH
Breunstoffmangels. — Filmzensur und Kommunalisier

rung der Kinos. — Ein Volkspark für Rastatt.)
Die im Beisein des Staatspräsidenten Geiß und einer An-,

zahl weiterer Mitglieder des badischen Staatsministeriums !
erfolgte Begrüßung der badischen Reichswehrtruppen durchden Reichswehrministeo Noske hat einen sehr befriedigender»
Verlauf genommen. Die Vertreter der Truppensormationer »
dürften aus dem ganzen Auftreten des Reichswehrminister -den Eindruck gewonnen haben, daß die Leitung der militäri¬
schen Angelegenheiten des Reichs in - er Hand eines Manne -
liegt, der nicht nur von den besten Absichten geleitet , seine ;
ganze Tattraft an die Lösung seiner schwierigen Aufgabe setzt>
sondern auch das nötige Maß an gesunder Urteilskraft mit¬
dringt , das ihn vor einer falschen Einschätzung vo - >a wcnest.Notwendigkeiten und Möglichkeiten schützt. Nach der Ansprache

'
zu schließen , die der Minister bei der Besichtigung der Trup¬
pen hielt und ebenso nach den Erklärungen , die er am Nach¬
mittag den Vertretern der Presse gab, verlangt er von eineq
Truppe , die ihren Zweck erfMen soll, vor allem Sinn fü<
Ordnung und straffe Manneszucht , auf der andern Seite hält )
ev es aber für selbsttierständlich , daß die Regierung um da¬
körperliche und geistige Wohl der Truppen besorgt ist . De«
Kasernend -ill ist ihm ein überwundener Standpunkt ; stath
dessen wünscht er die fleißige Pflege gesunder Leibesübungen .Die körperliche Ertüchtigung des ganzen Volkes erscheint ihn<mit Recht als ' eine Voraussetzung unserer Bewährung in denk
wirtschaftlichen Wettbewerb, der unter den Völkern anhebei»wird . Erfreulicherweise war der Gesamteindruck, den den
Minister von den badischen Truppen gewann , ein durchaus!
günstiger ; kleine äußerliche Bemängelungen , die man etwa
noch erhöben könnte, werden nach seiner Überzeugung vor¬
aussichtlich bald beseitigt sein. Wie schon bekannt, benutzt«!
auch Staatspräsident Geiß die Gelegenheit , um der badischer»
Reichswehrbrigabe den berechtigten Dank der Regierung und
des Volkes für die Pflichttreue auszusprechen, mit der sie sich)in den vergangenen schweren krisenreichen Monaten hinter diq
Regierung stellte und sie in dem Bestreben, unser Land vov
weiteren Unruhen zu bewahren , so tatkräftig unterstützte .

*
Der Wohnungsmangel bildet nach wie vor das Themai

lebhafter Erörterungen . Am stärksten trat das Elend natur¬
gemäß in den Großstädten zutage . So ist die Wohnungsnot irr
Mannheim ' nach einer dieser Tage vom dortigen städtische !»
Wohnungsamt in Ertviderung einer Zeitungsnotiz abgegebe¬nen Erklärung so groß, daß Hunderte von Wohnungssuchende!»
sich glücklich schätzen, wenn sie auch nur „eine Mansardenwoh¬
nung " im 5. Stock vom Wohnungsamt zugewiesen erhalten .
Alle Villen und Großwohnungen wurden hinsicht¬
lich der Abgabe der über die Kopfzahl hinausgehenden Zimmer¬
zahl bereits untersucht ; es werden überall in diesen Not¬
wohnungen eingerichtet, wenn die Räume durch den In¬
haber im Sinne der ministeriellen Vorschrift nicht voll benutz»
werden . Der Stadtrat hat in letzter Zeit Vorschriften erlassen,
welche die Erfassung der unterbüegten Wohnungen mit einen»
Eingang Vorsicht . Das Wohnungsamt köird nunmehr hiernach)
verfahren . In Karlsruhe sah sich vor kurzem schon diel
Volkswehr genötigt, eine Nachforschung nach überzähligen , zup
Einrichtung von Notwohnungen bezw . zur Überweisung an
Wohnungssuchende geeigneten Unterkunftsräumen anzu¬
stellen. Die Nachschau ergab das Vorhaidensein einer
erheblichen Zahl von verfügbaren Räumen , -n imentlich
in größeren Wohnungen . Sie wurde alle , . i -ms zu¬
nächst vom Wohnungsamt bezweifelt ; die Volks .ve^r h -tt den»
Amt darauf seine Unterlagen zur Verfügung gestellt : » S sie
der zu erwartenden Nachprüfung standhielten , ist uns nicht be¬
kannt geworden. Die Schaffung von Notwohnungen kann frei¬
lich nur eine provisorische Maßnahme bilden . Sie ist für den
Augenblick notwendig, es wäre also dringend zu wünschen, datz
sich die Inhaber leicht zu entbehrender Räume deren Abgabe
nicht widersetzen. Das eigentliche Ziel der städtischen Woh¬
nungsfürsorge muß jedoch die Erstellung neuer Dauer wob nun -
gen bilden . Es ist darum nur zu begrüßen , wenn sich dis
breiteste Öffentlichkeit immer nachdrücklicher mit dieser bedeut¬
samen Frage befaßt.

Auch in den kleineren Städten sind die Zustände vielfach )
äußerst deprimierend . So wurde bei einer dieser Tage äbge*
haltenen Versammlung der Baugenossenschaft Villingertz
bekanntgegeben, daß dort in einem Dach einer Übernachtstation
schon sechs Personen in drei Betten schliefen : Schwangere ,
Schwindsüchtige, Geschlechtskranke , kaum der Schule Entlas¬
sene , gänzlich Unverdorbene — alle zusammen in einer Dach¬
kammer. In einem dem Zerfall nahen kleinen Häuschen schlie¬
fen, wie der gleiche Redner mitteilte , in einem Zimmer in
einem Bett vier Personen und zwar eine geistig Anormale , ein!
schwangeres Mädchen, eine Mutter , ein 7jähriges Kind , so¬
lange , bis das Kind krank wurde. In eirckm anderen Hauss
schliefen 8 junge Mädchen aus Freiburg in zwei schmalen
Kinderbettchen in einem Treppenhaus ohne Tür , Licht und
Luft . Ein nach braves Mädchen sollte mit einer,
geschlechtskranken Person zusammenschlafen. Ein Mäd¬
chen , das zum zweitenmale Mutter wurde , mußte froh sein,
bei einer Familie mit 5 schulpflichtigen Kindern unterzukonr -
men . Das sind Einzelheiten , die nach stärker als die statistischer »
Berechnungen die Notwendigkeit aller nur erdenklichen Maß¬
nahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot ins Auge faller»
lassen . i» >

Die Kohlennot bildet eine der bedrohlichsten Gefahren ,
die uns gegenwärtig bedrohen. Um mit allem Nachdruck aus
eine vermehrte Belieferung Badens hinzuwirken , werden iz .
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Len nächsten Tagen zwei Vertreter der Regierung nach Berlin
und dem Kohlenrevier entsendet werden . Wie schon gemeldet,
fanden schon im Laufe dieser Woche Besprechungen des Mini¬
steriums des Innern mit den für die Versorgung des Landes
« »ständigen Sollen bezw . mit dem Vertreter des Reichskohlen-
fommiffars statt , dem dabei mit Entschiedenheit die berechtig¬
en Forderungen der badischen Regierung wegen vermehrter
«nd gesicherter Versorgung des Landes mit Kohlen zur Kennt¬
nis gebracht wurlden. Wir begrüßen es, daß diese Verhand¬
lungen in Berlin fortgesetzt werden, da , wie wir schon vor
kurzem auf Grund einer uns von zuständiger Stelle zuge-
gangenen Information mitteilten , die ,Aussichten für un¬
sere Kohlenversorgung sehr tuübe si^ > mü > selbst
im Falle eines milden Winters dahin zusammengefaht werden
können : In Stadt und Land eine ganz ungenü¬
gende Hauslbrandversorgung , die bedeutend schlech¬
tere und ungleichmäßige Versorgung der Gaswerke , Ver -
ringevung der Zufuhren an die Industrie in
einem Maße , das einschneidende Arbeitslosig¬
keit und Verringerung der Produktion selbst
lebenswichtiger Industrien zur Folge haben muß .
Es ist also aufs dringendste zu wünschen, daß die Bemühun¬
gen der Regierung den erhofften Erfolg zeitigen . Die Vor¬
aussetzung dafür bildet freilich die endliche Einstellung der
sinnlosen Streiks und die Wiederaufnahme eines
geregelten Arbeits - und Wirtschaftsbetriebs ,
in dem sich jeder Einzelne seiner Verantwortung gegenüber
der Gesamtheit des Volkes bewußt ist.*

Die Frage der Kommunalisierung der Licht¬
spielhäuser ist in den letzten Tagen akut geworden. Die
Auswüchse der Kinoindustrie hatten sich seit der Aushebung
der Überwachung der Lichtspielhäuser in so eklatgyter Weise
bemerkbar gemacht , daß von allen Seiten gegen sie dadurch
bewirkte sittliche Verseuchung unseres Volkes, insbesondere
der Jugend , leidenschaftlicherProtest erhoben wunde. Wie er-
inneflich hat denn auch der Landtag vor seiner Verta¬
gung noch einen auf Verstaatlichung der Filmsabrikation ,
Kommunalisierung der Kinos und sofortige Aufhebung des
Zensurveisbots abzielenden Antrag angenommen . Am 4 . d . M.
berordnete dann das Ministerium - es Innern , daß alle auf
§ 63 des Polizeistrafgesetzbuches erlassenen Anordnungen über
die Überwachung der Lichtspielhäuser und der Ankündigung
der Filme in den Zeitungen wieder gehandhabt werden und
gegen die zuwider,handelnden Unternehmer vorgegangen wird.
Dieser , Erlaß , der ja keineswegs zur Muckerei Veranlassung zu
geben braucht, sondern in der Hauptsache lediglich die Vor¬
führung tatsächlich unsittlicher und unanständiger Bilder sowie
Don Vorkommnissen, die eine verrohende oder entsittlichende
Wirkung haben könnten, verhindern soll , und überdies die
schärfste Handhabung der Ausschlutzbestimmungen für Jugend¬
liche -Vorsicht , ist allgemein mit Genugtuung ausgenommen
Worden . Von besonderem Interesse ist die gleichzeitig an die
^Gemeinden, in denen Lichtspielhäuser vorhanden sind , ergan¬
gene Aufforderung , sich darüber zu äußern , ob sie gegebenen-
sirlls bereit sind , die Lichtspielhäuser in eigenen Betrieb zu
übernehmen . Es ist anzunehmen , daß eine Reihe von Ge¬
meinden eine solche Übernahme wünschen, da sie davon die
Möglichkeit erhoffen, durch die Auswahl geeigneter Films der
weiteren Ausbreitung der moralischen Volksverseuchung ent -
gvgenzutreten und die Lichtspielhäuser mit der Zeit nicht nur
zu Unterhaltungsstätten , sonderm auch zu Pflanzstätten wah¬
rer Bildung zu machen .

In Rastatt hat man sich entschlossen , den- früher als
Exerzier - und Paradeplatz benutzten Schloß¬
platz zu einem Volkspark mmzugestalten und auch den
anstoßenden Museumsplatz in die Anlage mit einzubeziehen .
Was diesen Plan besonders begrüßenswert und als ein echt
soziales Unternehmen erscheinen läßt , ist die Absicht , den Park
tagsüber dem Publikum frei zugänglich zu machen und auch
abends des öfteren Freikonzerte in den Anlagen zu veran¬
stalten . Ferner ist beabsichtigt , das Museumsgebäude
in ein Volkshaus umzuwandeln , das in de« unteren "Räumen
Lesezimmer für den Volksbildungsverein erhalten soll, wäh .
« nd der große Saal des Gebäudes zu großen ,Versammlungen ,
Borträgen usw. dienen soll . Die bisher zu Kasinozwecken be¬
nutzten Räume des Schlosses sollen dem städtischen Archiv
und der städtischen Sammlung Aufnahme gewähren . Der ge-
famte Plan , der z. T . auch Gelegenheit zu Notstandsarbeiten
bietet, soll noch in diesem Jahre verwirklicht werden . Es ist
zu hoffen, daß das Vorgehen der Stadt Rastatt auch ander -
»oärts zu glichen Einrichtungen anregt . —f.

Lurückbaltung beim Linkauk von
Frübobtt .

» Man schreibt uns :
Der Anfall an Frühobst wird , wie allenthalben die Mitte »,

lungen übereinstimmend besagen, ein guter . Ein besonders
mißlicher Übelstand bei den bis jetzt auf den Markt gebrach,
du» Frühbirnen wird von der Bevölkerung bitter empfunden ,
und dies ist der hohe Preis . Ein Pfund kleine Mimen kostet
86 bis 76 Pfg . „Dies ist doch zuviel"

, hört man die Leute
klagen und schimpfen . Wir sind auch derselben Meinung , nur
finden wir, daß mit Schimpfen nichts getan ist. Die Leute
schimpfen — und kaufen doch. Der Händler ist nicht immer
schuld. Zur Zeit ist es das Publikum selbst, das sich nun so
gierig auf das Frühobst stürzt, und den Händler veranlaßt , bei
den Erzeugern nachzuforschen , ob das Obst bald zu haben ist.
Der Bauer , durch die Händler veranlaßt , liefert die Mrnen
ohne die vollstäninge Reife abzuwarten , weil er hohe Preise
erhofft und diese auch bekommt. Durch diese tatsächlichen Vor¬
gänge ergeben sich dann die äußerst mißlichen Verhältnisse :
Hohe Preise für nicht ausgereiftes Obst. Diesem Übelstand
kann dadurch abgeholfen werden, daß sich das Publikum etwas
zurückhält und die Händler nicht um Ware bestürmt . Das
Frühobst wird in reichlicher Menge aüf den Markt kommen,denn auf Grund seiner Beschaffenheit kann es nicht aufbe¬
wahrt werde,«. Ist das Frühobst reif, dann muß es abqesetzt
werden und der heurige große Anfall garantiert einen mäßigen
Preis . Also geht die dringende Mahnung an die Allgemein¬
heit : übt Zurückhaltung beim Einkauf von Frühobst zu eurem
eigenen Vorteil !

Vom ltädt. Arbeits - und Mobnungsamt
Freiburg .

* In dem gedruckt vorliegenden Geschäftsbericht - es Frei¬
burger Städtischen Arbeits - und Wohnungsamts für 1918
finden sich u . a. die folgenden allgemein interessierenden An¬
gaben :

Der Beginn des Jahres stand unter dem Zeichen der sich
Vorbereitenden Gewaltanstrengungen der kriegführenden
Mächte . Die Arbeitsämter als HilfsdienstmeDestellen hatten

in der Folge reichlich damit zu tun , die vielen Anordnungen
der militärischen Behörden durchzuführen . Die gänzlich in
Verwirrung geratenen wirtschaftlichen Verhältnisse, die immer
stärker in Erscheinung tretende Erschöpfung aller unserer N«ch-
rungs - und Rohstoffvorräte , schufen Preisverhältnisse , die in
ganz außerordentlicher Weise die Löhne beeinflussen mußten .
Eine Forderung nach Lohnerhöhung löste die andere ab und
das Arbeitsamt hatte in zahlreichen Fällen Gutachten ab¬
zugeben. Besonderen Wert wurde aus den Ausbau der
Franenabteilung gelegt im Hinblick auf die gliche Bedeu¬
tung , welche die Frauenarbeit während des Krieges gewon¬
nen hat . Hauptgegenstand , mtt dem sich der Verband der
Arbeitsämter im verflossenen Jahre beschäftigte , war die Ein¬
führung einer Erwerbslosenfürsorge in ganz Baden . Der
Verkehr im Berichtsjahr erreichte beim Arbeitsamt einen Tief¬
stand wie nie zuvor. Die Leere des Arbeitsmarktes war ge¬
radezu erschreckend. An Arbeitsaufträgen fehlte es nicht. Aber
der einzige Auftraggeber war der Staat . Alles andere ver¬
schwand daneben . Der Arbeitsmarkt hatte eine gekünstelte
Grundlage , wie kein Vergleichbesteht. Es fehlte das belebende
Element der Konjunktur , des geschäftlichen Kampfes , das
allein Bewegung auf dem Arbettsmarkt zu schaffen vermag .
Mit dem Monat November trat eine Wendung ein . Die über¬
stürzte Abrüstung des Heeres warf sofort große Arbeiter¬
massen auf den Arbeitsmarkt , so daß mit einem Schlage die
Umkehrung der ganzen Verhältnisse eintrat . So stieg die Zahl
der Arbeitsuche »Len , die im Februar 806 betragen hatte , im
November auf 1984 und im Dezember auf das dreieinhalbfache ,
nämlich auf 2765 . Die Zahl der offenen ŝtellen belief sich
durchschnittlich auf 1160 . Von Januar bis November kamen
auf 100 offene Stellen 86 Arbeitsuchende und im Dezember
auf 100 Stellen 176 Arbeitsuchende. In fast allen gelernten
Berufen ist eine Abnahme der offenen Stellen zu verzeichnen,
nur bei Schuhmachern, Zimmerleuten , Maschinisten und in
dei» freien Bernsen zeigte sich ein höherer Bedarf . Wenig
verändert war die Lage für ungelernte Arbeiter . Nahezu
70 Prozent der ganzen Vermittlung entfallen aus diese Be¬
rufsgruppe . Bei dem Hauspersonal kamen auf 100 offene
Stellen etwa 70 . Dienstmädchen, Schneiderinnen , Büglerin¬
nen und Fabrikarbeiterinnen fanden leicht Arbeit .

In der Fachabteilung für kaufmännisches Personal kamen auf
160 offene Stellen 199 männliche und 218 weibliche Personen .
In der Fachabteilung für Gastwirtsgewerbe stieg die Gesamt¬
zahl der Gesuche von 4112 im Vorjahre auf 5049: besetzt
wurden 1411 Stellen ( 1238) . Von den Kriegsbeschädigten
wurden 154, von denen 136 Berufswechsel vornehmen muhten ,in Stellung gebracht. Die Gesamtzahl der auswärtigen Ge.
suche belief sich auf 11057, wovon I486 vermittelt wurden . Die
Berufsberatung wurde in 432 Fällen in Anspruch genommen .
Die Zahl beweist die Notwendigkeit dieser Beratungsstelle ochch
für erwachsene Personen . Lehrstellen wurden von der Leht -
stellenvermittlung 134 vermittelt . Auf dem Gebiete der Jndu .
striejHder Holz - und Schnitzstoffe und dem Bau - und Beklei¬
dungsgewerbe besteht nach wie vor großes Angebot an offenen
Lehrstellen. Auf dem Gebiete der Metallverarbeitung und der

genüberstehen. An Stelle des Wohnungsnachweises trat das
Wohnungsamt .

Lnoustrre oesteyt ve» den jungen Leuten große Anziehungs¬
kraft , obwohl 116 Lehrstellensuchenden 73 offene Stellen ge -
genüberstehen. An Stelle des Wohnungsnachweises trat das

Die Lage des Wohnungsmarktes nahm gegen Ende des Jah¬
res einen äußerst bedrohlichen Charakter an, weinigleichi man
nicht sagen kann, daß die Maßnahmen der Regierung nicht
wirksam gewesen wären . Die Anmeldung vermietbarer Woh¬
nungen gingen ständig zurück besonders bei 3- und mehr
Zimmerwohnungen . Die Schnelligkeit, mit der die Heeres -
«»»gehörigen zurückkehrten , ließ jedoch die einzige Maßregel ,mit der der Wohnungsnot wirklich gesteuert werden konnte,die Förderung der Bautätigkeit, nicht wirksam werden,' zumal
auch die Beschaffungder Baustoffe, u . a . infolge der durch dir
Abrüstung sich einstellenden Mißstände im Verkehrswesen, aufdem Arbeitsmarkt geradezu unmöglich war . So blieb nur nochder Weg übrig, die vorhandenen Wohngelegenheiten noch mehr
auszunühen durch Inanspruchnahme jedes hierfür geeignetenRaumes unter Festsetzung des für eine Familie als notwendig
Gierkannten Wohnbedarfs . — Trotz des hohen Standes der
Entwicklung des Amtes wird es — so betont das Schlußwortdes Berichtes — nicht ausbleiben , daß Arbeits- «nd Wohnungs¬
amt einen weiteren Ausbau erfahre« müssen , um die Fülle der
Aufgaben zu bewältigen, welche die neue Zeit mit sich brachteund noch bringen wird.

Müntcbe der baditcken TabakpLanzer.
SO . In Durlach kamen dieser Tage die badischen Tabak¬

pflanzer zusammen und forderten Aufhebung der Zwangs -
bewirtschaftung des Tabaks . Begründet wurde dieses Ver¬
langen mit dem Hinweis auf den mäßigen Erzeugerpreis ,der in keinem Verhältnis stehe zu den schwindelhaften Fabri¬
kationspreisen, die sich allmählich durch das wucherische Trei¬
ben der Aufläufer und Zwischenhändler herausgebildet haben .
Während der Erzeuger einen Zentner Tabak für etwa 100
bis 120 M . aibliefere , verteuere sich die Ware im Handel mit¬
unter bis zu 1000 und mehr Prozent . Tatsächlich haben nun
die Erzeuger auch erreicht, daß sie n»cht mehr an die Händler
gebunden sind, sondern unmittelbar an die Fabrik liefernkönnen, wobei ihnen ein Preis von etwa 400 bis 450 M . fürden Zentner zugesagt worden ist.

Ikrurze Nachrichten aus Baden .
* Nr . 49 des Badischen Gesetzes - und Berordnungs -BlatteS

hat folgenden Inhalt : Verordnungen : des Arbeitsminifteriums :den Schutz der Mieter betreffend ; des Finanzministeriums : die
elektrische Straßenbahn in Karlsruhe betreffend.* Nr. 50 des Badische « Gesetzes- und Berordnungs -BlatteS
hat folgenden Inhalt : Gesetz: die Ergänzung des Verwal¬
tungsgebührengesetzes betreffend. Verordnungen und Be¬
kanntmachung : hes Staatsministeriums : die Einrichtung dev
Kriminalpolizei nach der deutschen Gerichtsverfassung und
Strafprozeßordnung betreffend ; des Ministeriums des In -
nern : die Abänderung der Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 15. September 1884 über die Verkündung der
ibezirks - und ortspolizeilichen Vorschriften betreffend ; die Ver¬
öffentlichung der amtlichen Bekanntmachungen betreffend ; des
Ministeriums des Kultus und Unterrichts : die staatliche Werk¬
meisterprüfung für den hochbautechnischey Dienst betreffend ;des Arbeits Ministeriums : die Aufhebkmg des Pflaster¬geldes und die A>»sscheidung von Landstraße »» betreffend ;die Festsetzung von Richtpreisen für Ziegeleiwaren betreffend ;des Ministeriums der Finanzen : die Rechtsmittel in Reichs-
steuersachen betreffend.

öc . Pforzheim, 4. Aug . Die Straßenbahn hat gegenwärtigglanzende Einnahme » — im Juni betrugen sie über 90000Mai»k —, trotzdem aber steht nach den Berechnungen des
Straßer »bahnamts angesichts der noch erheblicher gestiegenen

LkH- abeu am Jcchresschutz ein Fehlbetrag von 290 000 DL
in Aussicht, während nur 60 000 M . als Zuschuß der Stadt¬
kasse in den Voranschlag eingestellt worden sind . Zum Aus«
gleich der Mehrausgaben wird vorgeschlagen , die ursprüng¬
lichen Fahrpreise zu verdoppeln. Es sollen also Fahrscheine,die früher 10 (jetzt 15) Pf . kosteten , 20 Pf . kosten. Für meho
als 4 Teilstrecken soll der Fahrpreis von früher 15 (jetzt 20)!
Pfennig auf 30 Pf . esthöht werde»». Nach den beantragter »
neuen Fahrpreisen wird, selbst wenn inan mit einer Weniger¬
benützung der Bahn um 5 v. H . rechnet, eine Mehreinnahme vor»
290500 M . berechnet, so daß also ein Zuschuß der Stadtkasse:
nicht mehr in Frage käme . '

SL . Waldshut , 8 . Aug. Die früheren Angehörigen der
nationalliberalen Partei , Staatsanwalt Erich Obkircher und»
Okonomierat Heinrich Ries, sind aus der demokratischen Par¬
tei, der sie sich bei der Fusion der Nationalliberalei » mit dev
Fortschrittlichen Volkspartei angeschlossen hatten , wieder aus ,
getreten .

Waditcke LeLlungsttimmen .
Städtische Lohnforderungen.

Die seitens der Städtischen Arbeiter ii» Konstanz geltend ge^
machten neuen Lohnforderungen geben dein Hauptfchcifrietter!
der „Konstanzer Zeitung " Fr . Munding Veranlassung, die An-'
gelegenheil einmal grundsätzlich zu betrachten . Er führt dabei
u . a. aus :

Zunächst ist bemerkenswert, daß diese neuen Forderungen un¬
ter Bruch des letzten Tarifabkommens erhoben werden, das noch
für geraume Zeit Hütte Gültigkeit haben sollen . Verträge
haben nun allerdings keine sittliche Berechtigung, wenn sie einem
Kontrahenten unter Ausnutzung seiner Notlage aufgezwungerl
wurden — ein Fall , der hier nicht in Betracht kommen kann.
Sie haben auch dann keine sittliche Berechtigung, wenn sich dis
Bedingungen ihrer Erfüllbarkeit für einen Kontrahenten in un¬
vorhergesehener Weise verändern . Das scheint hier auch nicht
der Fall zu sein, denn die elementaren Lebensverbältiiisse Haber»
sich seit dem letzten Tarisabkomme,, nicht wesentlich verändert .Wenn man aber Verträge schließt mit dein Vorbehalt, sie ge¬
gebenenfalls nicht zu halten, socheißt das mit Treu und Glau ,
bei» ein Spiel treiben , das von gefährlicher Rückwirkung aus
die Moralbegriffe im wirtschafklicher» Leben sein muß.

Es hat in letzter Zeit den Anschein , als ob man seitens de«
Arbeiterschaft gegenüber den öffentlichen Jnstitntionen ewnK
weitherzig handle bei Lohnforderungen . Möglicherweise nicht
nur deswegen, weil man sich in seinen Lcbensnotwendigkeitcn
sicherstellen will, sondern »veil man eine Zwangslage aus¬
nützen kann . Eine Gemeinde- oder Staatsverwaltung ist nichts
anderes , als ein Musterbeispiel einer sozialisierten Einrichtung ,und die Lohnbewegungen verdienen schon deshalb besonder«
Aufmerksamkeit. Da die Leistungen dieser Einrichtungen durch
Gesetze monopolisiert find, find sie nicht in der Lage , ihre Ar¬
beit bei ungünstigen Verhältnissen wesentlich herabzumindern z
sie find also in der Zwangslage , dem Arbeitnehmer gegenüber,die dieser, wenn ihm das Verantwortungsgefühl fehlt, rücksichts¬los ausnützen kann — was ihm möglicherweise für den Augen¬
blick Erfolgt bringt , was aber , mittelbar , wieder auf ihn zu¬
rückfällt. . . . Es muß den Staats - und Stadtverwaltungen , wiM
auch den Forderirden einmal dringend nahegelegt werden, daß da-
Bewilligen aus öffentlichen Mitteln eine Grenze hat. Mit an -
vertrautem Geld und Recht heißt cs doppelt vorsichtig umgehen-Ein geordneter Finanzhaushalt einer Gemeinde ist nur möglich ,wenn mtt einer gewissen Voraussicht gearbeitet wird und die-
kann nur sein, wenn Verträge streng gehalten werden.Man muß nicht glauben , daß man, entgegen aller Lebenser".
fahrung , die Not des Lebens, die wir nach diesem Verhängnis- ,
vollen Kriege alle mit Naturnotwendigkeit doppelt schwer einv .
finden müssen, mit dauernden Forderungen aus der Welt schaf¬
fen könne. Das ist ein verhängnisvoller Irrtum , der offen¬bar weite Kreise des Volkes ergriffen hat . Belastet man der«
Haushalt eines Gemeinwesens über das zulässige Maß , so wir -
seine Verkümmerung die naturnotwendige Folge sein, d. h L
Abwanderung , Verminderung der Wohlfahrtseinrichtungeü, ,Entlassung von Arbeitskräften und Verarmung . Auf der an¬deren Seite ist allerdings auch zu betonen, daß Leute, die es al »
ihre Lebensaufgabe und ihr Lebensprivilegium betrachten, »nitl
geschäftigem Nichtstun den Tag zu verbringen und, und dick«
Zigarren dabei rauchend, von einer seichten Zerstreuung zu¬andern eilend, es einem schwer machen , einem Bedürftigen die
Nöte des Lebens plausibel zu machen . Diese Drohnen werdet
aber durch derartige Vorgänge ohnehin nicht getroffen, wohlaber der Großteil der Bürgerschaft, der , in mancherlei Notlag«
eingezwängt , das Leben nicht als eine leichte Reise anzusehei,
gewohnt ist. Der- Staat der sozialen Gerechtigkeit , den wie
aus unserem Vaterlande machen wollen , erfordert im größter»und kleinsten Selbstverantwortungsgefühl und Pflichtbewußt-,
sein . Auch jn solchen lokalen Lohnfragen.

"

Nus der Landesbauptttadt.
* Dem Bürgerausschuß ist eine Vorlage des Stadtrats übet

einen neuen Straßenbahntaris zugegangen, nach welchem dev
Mindestpreis für eine Fahrt auf 20 Pf . festgesetzt und di«
übrigen Preise entsprechend erhöht werden sollen .

* Tätigkeitsbericht der Volkswehr im Monat Juli 1919 . ImMonat Juli 1919 wurden von der Volkswehr Karlsruhe , 14
Personen wegen Schwarzschlachtung , Diebstahl, Sittlichkeits - ,
vergehen usw. festgenommen, außerdem erfolgten 99 Anzeigen
wegen Diebstahl , Preisüberschreitung . Schleichhandel , Schwarz. ,
schlachtung, Milchfälschung, grober Unfug, unrechtmäßigen Er¬
werb von Heeresgut , Wald- und Feldfrevel.

Außerdem wurden folgende Sachen beschlagnahmt : 25 Zent ,
ner Fleisch, 9)4 Zentner Fett , 3466 Kilogramm L)l, 714 Zent ,
„er Schokolade, )4 Zentner Kakao , )4 Zentner Stärke , 5 Zent - ,
ner Kaffee , 3 )4 Zentner Zucker, 2 Zentner Reiß, ein Wagen .
Gemüse , ein Wagen Branntwein , 12 920 Zigaretten , 1000 Zi¬
garren , 313)4 Zentner Tabak, 2 Wagen Stoffe , 426 Pfund !
Seife , 686 Stück Kerzen, 757 Kilogramm Betriebsstoff und
ein größerer Vorrat Gummiartikel aller Art . Die Fahndungs -
abtettung der Volkswehr ist dem Landespreisamt abgegebenworden , so daß Anzeigen künftig dorthin gerichtet Werder»,
müssen.

* Ein S - uderzug mtt AuStauschgefangene» aus der Schweiz
traf , von Konstanz kommend , mit über dreistündiger Verspä-
tung heute nach gegen 12 Uhr hier ein. Ein zahlreiches Publi¬kum, meistens Angehörige oder Verwandte von den Zurstck -
gekehrten , erwartete die Ankunft auf dezn Bahnsteig 2. Nach-
fast endlosem Warten lief der Zug unter jubelnden Zurufvn ^
Tücherschwenken usw. in die Bahnhofhalle ein. Die Begrü - j
ßung erfolgte durch Damen und Herren des Roten Kreuzes »
Eine Anzahl Krieger verließ hier den Zug, einige fuhren nach
Durlach , die meisten aber über Heidelberg -Frankfurt nach"
der Heimat .
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Staats Anzeiger .
Krkmmtmachnug des Kadischru Kandrspreisamtrs

ErfertzMittelSrNr .
»,f Grund der BundeSratSverordnüng über die Genehmigung von Ersatzlebensmitteln vom 7. März»origen Jahres und der Verordnung deS bad . Ministeriums des Innern vom 29 . April vorigen Jahres , die
Genehmigung von Ersatzmitteln betr., wurde die Herstellung und der Vertrieb der nachstehend aufgeführten

Ersatzmittel genehmigt :

Bezeichnung
LeS Ersatzmittel- Hersteller Packung Nein-

Gewicht

Klein-
ver-

kaufs-
preis

Datnor
der SenehmtguoU
Vqw . Ablehnung

Freiburger Kunstmostansatz

ohne Süßstoff -

mit »

Gebrüder Epstein,
Freiburg i. Br-

1 Flasche auSreich
für

50 l
100 I
150 l
50 l

100 I
150 t

end

7 .—
12.—
17 .-
8—

14.—
20—

»ML

A0b

21 .7 .»

Preisers Künftl - Limonaden ,
effenz »Hella einfach"

Preiser » Künftl - Limonaden-
estviz »Hella doppelstark"

Adolf Preiser , Villingen i . B. offen

offen

1 l

1 I

(PreiSerhi

2 .80
einschl
Steuer

4.40
« nschl.
Steuer
ihung)

«36L

63« b

2.8.19

Backpulver »Buckaus " I . L- Steinmetz u . Co -,
Grötzingen

1 Beutel 16 xr 17 ^ »21 22.7.1»

. Ceska" Kuchengewürz CeSka -Werke
Curt Emil Schwarz, Karlsruhe

1 Beutel 7 «r 15 ^ ! 928 28.7 .19

Tabakmischware . Alganti " Anton Stotz, Inh . : Walter u.
Dietz, Bühlertal u - Öftringen

1 Paket 80 §r
(Preiserh ,

1 .25
ihung)

311 17 .7»

Tabakmischware
«Entweder - Oder" A- F . Carstanjen Söhne , I 1 Paket

Duisburg
70 Ar 1 .— 373 3.7»

Karlsruhe , den S- August ISIS .
Badisches Zarrdespreksarnt. GrsatzmMelstelle.

AadliLckies Konrei^naus.
8oiu>t»x, äen 10 . Xaguit ISIS

^ nkrwx 7 Ildr

Fahnen
in deutschen und badischen Karben inallen Größen werden angetanst. Ange¬bot unter G.81« an die Geschäftsstelledes Blattes .

Oie

Mleimol
.

Le tsslicli dstteuitticber virtt untt käst katLStro-
pbule koriuell -uuulnrut . muL gebuttert vertteu

Ltoelrliol ^-
§evviruiun§
mittelst unserem bestens be-
vLbrten LickertteitsspreuAstokk

DMIIkMIt
in ^ uveuttung von ksst sümtl . vürttemberx.uutt baclisebsn korstümtern uutt einer groLeu

bleuAe KamsinS « » .
> OebiLucksanveisunAüb ^ lassen vir gratis I
s unci Lenen gerne mit fetter gev . Auskunft . s

Zungkans L Knkegesftonle ,
» Usdelßsngsn - Tkuttgsnk »

lel .-^ mt ObertürlLeim 24 untt 155 .

KadiDhes Landeschealer.
Dienstag , 12. Die Landstreicher 7 ' /, . Mittwoch, 13.Di« KledermaaA 7'/, . Donnerstag, 14. Das Mttfi-kantrnmLdel 7/ , Freitag, 15 . Die Stofe vo«Stamdul 7 /̂, . Samstag, 16 . (zum ersten Male) KürstCafimir 7 '/, . Sonntag , 17 - nachm. 2 (zu ermäßigtenPreisen ) Röslei « a« f der Heide « (180 , 120 Mark ),abends 7 Kürst Cafimir . G.776

KorittöLl-Kassen,
National zu kaufen gesucht .
Alle Arten, auch alte Kaffen.
Offerten erbeten unter
G .7S an die Expedition
der Karlsruher Zeitung .

kUlei ' tümei '
in Möbeln , Schm « » ,Silber . Zin « usw kauft

zu hohen PreisenAn - « . BerkaufsgeschSft
bisrrlrsrn ,

Lammstr .6im Hof. Tel -3546

k.
vorm . W . Xib>,

üerkmik.» kesgzlit.51?

WmMMWs
Dzeytlmlv»

17000 Rezepte von Chemi¬
ker vr . I . Bersch 33.— >».
10000 Chemisch-Techn - Vor-
schriftennebstLiteraturnach -
weis von Chemiker vr . O-
Lang 46.20 BlücherS
Auskunftsbuch für die Che-
mische Industrie 40.05 ^ il,
HagerS Handbuch der Phar¬
mazeutischenPraxis (3 Bde)
123 .20 Dietrichs Neues
Pharmazeutisches Manual
37 .40 BuchheistersHand¬
buch der Drogistenpraxis28.60 Die Fabrikation
der Parfümeriewaren von
H . Mann 33 .00 Nur
gegen Nachnahme L.
Schwarz L Comp . Verlag
Berti » M. 14, Annen-
straße 24. .
Zahle sehr hohe Preise für

MomtW WM
M MgMh « ,

wenn auch gebr. und repa-
raturbed - Ebenso auch für
Munition i. großen Mengen.
Reiuhold Andrst . Inh .
W . Demaud , Karlsruhe .
sßui > . BSN . pol .

suckt ZtuLeugeuosseu ott.
-Oeuossiu - Offerten unter
0 .802 an Le Karlsruher
^ eitun^ ^ beten ^ ^ ^ E

Kukrukk
vis Lekmkskr unserer gskongsnen krüdsr ltekt vor 6er vor. Um Ns würdig ru empkangsa , arbeiten liie Sekallgsneukelmkekr -Nellen (Krkkakelme) seit Vöocken im bands. Vas kelck Kat einen lulckutz bewllllgt, 6er aber kür 6en würdigen Cmpkang in unserem!ian6s nickt genügen6 ikt. Um auck nack 6sr miiitüriscken vntkLung in 6ringsn6en Müllen kelken un6 andererseits ln 6en vurck-gongsiagern 6en Cmpkang ko würdig gestalten ru können, wie es der guten badikcken Litte entlprlckt, braucken wir nock einmal disklike des gonren- badilcken liondes . vis ililttsi, welcke . kür die Sskangenen gesammelt waren , lind durck dis Sekangenenunterktützungin den letzten Monaten , dis unter den ungünstigsten wirtlckaktlicken VerkültnKen weitsrgskükrt werden muhte, stark rulammengekckmolren.Untere Uackbarn, die ^ ürttembsrger, Kaden in den letzten Monaten kalt «ine Million nur kür dis Zwecks der Sekangensnkeimkekrrukammengebrackt. kür Kaden soll ein badilcker Volksdonk kür die keimkekrendsn Sskangenen dis nötigen Mittel oukbringen. vsrbadikke Volksdank vom Äokre 1919 dark nickt kinter der grohartigsn KÜke rurückbleiben , welcke im September 1917 durck dis ke-teiligung des ganren badilcken Volkes kür die Sskangenen mvglkk geworden ilt. vis Mittel des ganren kandes werden in einenlentralkond vereinigt, weicker dort, wo es nötig ikt, rur Vertagung ltekea koii.ver Vank der keimat soll den gekangenen Krädern lckon beim ketret» des keimatlicken Lodens kükldar kein. Vis könnte erkick wirksamer üußern , als in einem keltlicken, kreudigsn Cmpkang und ln «äer Silke bei dem Übergang in dis kriedensarbeit. Lierrulind die reickktsn Mittel erkorderlick :

Darum gebt ! Gebt rsickiücb und krsudig !
Der 5taatsprükkdent:

Seih .
Der lerrtzorialdekegksrte 6er kreiio. Krankenpklege kür Ladear

plitterer .
Ladlkdier kamlesvsrrki vom Koten kreur :

Der Ckreuvorlitzeade : > ar , pcko von Loden.Senersi kimderger , vr . Stroebe , ' Univ.-Prol. vr . partlck ,Vorsitzender. Vorsitzender der Depotabteilung . Vorsitzender des koadesauskkulkes der Lad. Sekongenenküriorge .ver Senerallekretür des Lad. krauenvereins : ver Vrüüdenk des Cv. Oderkirctienrats: ver Crrbikkok der Crrdiörele kreldurg:Müller , Sekeimerat . v». llibeL . vr . I 'komos Nörde r.kür den Oberrat der Israeliten : ver Vorstand des Lad. kondesvereins kür Innere Million: Ver Vorltand des kalk. Caritas-Verbandes:vr . Mager . v . Sckmi ticke au er , Prälat. Vr. Vertkmaun , Prälat .
Die Vorsitzenden des Volksbundes rum Zckutze der deutlcken Kriegs- und livilgekangensn :Mannheim : Larlsruke : keidurgr iionltanr :Maier , koukmann. kupp , Ingenieur. vr . von Sraevenltz , Lauptmaaa o. v . Oderltn . § ckmIdt I, Sustaulckltaüon.

Die kadikcken kriegsgekangeneu-SeimkekrlteHen
(iLrikakeinie).

« 715Saden können auk polMedrkonto 585b Laditcker kanderverein vom Koten iireur , Larkruke , einberaklt werden, vesgleicken nekmen lämtllcke Lanken,^ Stadtkallen und Sparkassen Gaben an. ln beiden kälten bitten wir ru bemerken »kür Volksdank".
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